
  

  

   
        

 

   

        
      

       
    

  

         
       

   
    

       
     

      
    

          
  

 
    

         
    

 

  

     
    

   
   

   
       

      

Deutscher Bundestag Drucksache 19/29813 

19. Wahlperiode 19.05.2021

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksachen 19/28681, 19/29640 –

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2019/1111 über 
die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über 
internationale Kindesentführungen sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften 

A. Problem

Der Rat der Europäischen Union hat die Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates 
vom 25. Juni 2019 über die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Ver-
antwortung und über internationale Kindesentführungen (ABl. L 178 vom 
2.7.2019, S. 1) (Brüssel-IIb-Verordnung) verabschiedet. Dabei handelt es sich um 
die Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. Novem-
ber 2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant-
wortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABl. L 338 
vom 23.12.2003, S. 1) (Brüssel-IIa-Verordnung). 

Durch die Brüssel-IIb-Verordnung entfällt insbesondere das Vollstreckbarerklä-
rungsverfahren, das bislang grundsätzlich der Vollstreckung ausländischer Titel 
vorgeschaltet ist. Die Neuregelung gilt ab dem 1. August 2022 in der Bundesre-
publik Deutschland unmittelbar, bedarf jedoch einiger ergänzender Durchfüh-
rungsvorschriften. 

B. Lösung

Die Bundesregierung legt deshalb einen Gesetzentwurf vor, der das Internationale 
Familienrechtsverfahrensgesetz (IntFamRVG) um die zur Durchführung der 
Brüssel-IIb-Verordnung erforderlichen Vorschriften ergänzen soll. Neben not-
wendigen Folgeänderungen im Rechtspflegergesetz, im Auslandsunterhaltsge-
setz, im Gesetz über Gerichtskosten in Familiensachen, im Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz sowie im Achten Buch Sozialgesetzbuch sieht der Entwurf die Ände-
rung einzelner Vorschriften der Zivilprozessordnung vor, die der Durchführung 
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anderer EU-Verordnungen auf dem Gebiet der justiziellen Zusammenarbeit in Zi-
vil- und Handelssachen dienen soll. 

Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS90/DIE
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/28681, 19/29640 unverändert anzuneh-
men. 

Berlin, den 19. Mai 2021 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Dr. Heribert Hirte 
Stellvertretender Vorsitzender 

Paul Lehrieder Sonja Amalie Steffen Fabian Jacobi 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 

Katrin Helling-Plahr Friedrich Straetmanns Katja Keul 
Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Paul Lehrieder, Sonja Amalie Steffen, Fabian Jacobi, 
Katrin Helling-Plahr, Friedrich Straetmanns und Katja Keul 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28681 in seiner 224. Sitzung am 22. April 
2021 beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung sowie an den 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Mitberatung überwiesen. Die Stellungnahme des Bun-
desrates und die Gegenäußerung der Bundesregierung auf Drucksache 19/29640 hat der Deutsche Bundestag am 
19. Mai 2021 an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung sowie an den 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Mitberatung überwiesen.  

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Vorlage auf Drucksachen 19/28681 und 
19/29640 in seiner 97. Sitzung am 19. Mai 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
AfD die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich mit dem Gesetzentwurf auf Drucksache 
19/28681 in seiner 78. Sitzung am 21. April 2021 befasst und festgestellt, dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des 
Gesetzentwurfes gegeben sei. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ergebe sich hinsichtlich folgen-
der Leitprinzipien einer nachhaltigen Entwicklung und Sustainable Development Goals (SDGs): Leitprinzip 5 – 
Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern – und SDG 16 – Frieden, Gerech-
tigkeit und starke Institutionen. Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung sei plausibel. Eine Prüfbitte sei daher 
nicht erforderlich. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlage auf Drucksachen 19/28681 und 19/29640 in 
seiner 153. Sitzung am 19. Mai 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Annahme 
des Gesetzentwurfs. 

Berlin, den 19. Mai 2021 

Paul Lehrieder 
Berichterstatter 

Sonja Amalie Steffen 
Berichterstatterin 

Fabian Jacobi 
Berichterstatter 

Katrin Helling-Plahr 
Berichterstatterin 

Friedrich Straetmanns 
Berichterstatter 

Katja Keul 
Berichterstatterin 
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